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TZ 2 

Zwar hat sich im Vergleich zur Vorprüfung die IT-Infrastruktur durch Reinvestitionen in 
Teilbereichen verändert. Unsere Ausführungen im Bericht vom 28.11.2014 gelten je­
doch sinngemäß auch für die aktuelle vorhandene IT-Infrastruktur. Feststellungen, wie 
sie im Vorbericht unter TZ 9 Buchst. g) (Kassenautomat) und TZ 11 (Schwachstellen 
bei der elektronischen Archivierung von Kassenbelegen) getroffen wurden, waren in 
Teilbereichen noch nicht erledigt und mussten unter Berücksichtigung der aktuellen 
Verhältnisse erneut in diesen Bericht aufgenommen werden. 

Im Hinblick auf die immer noch fehlenden Freigaben der finanzwirksamen Verfahren 
verweisen wir auf unser der Verwaltung überlassenes BKPV-Merkblatt. 

Die übrigen Feststellungen können als erledigt betrachtet werden. 

4.2 Erschließungsbeiträge 

Wir empfehlen, die Erschließungsbeitragssatzung neu zu erlassen. 

Die Stadt erhebt Erschließungsbeiträge auf der Grundlage der Satzung über die Erhe­
bung von Erschließungsbeiträgen vom 27.07.1989 i.d.F. der 2. Änderungssatzung vom 
02.04.2015 (im Folgenden EBS genannt). Die Satzung beruht (ausschließlich) auf der 
Ermächtigungsgrundlage des Art. 23 GO i.V. mit§ 132 BauGB. 
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b) Mit dem Gesetz zur Änderung des KAG vom 08.03.2016 (GVBI 2016, S. 36) hat

der Bayerische Landesgesetzgeber eine weitere Ausschlussfrist betreffend die

Erhebung von Erschließungsbeiträgen eingeführt. Nach dem zum 01.04.2021 in

Kraft tretenden Art. 5a Abs. 7 Satz 2 KAG kann kein Erschließungsbeitrag (mehr)

erhoben werden, sofern seit dem Beginn der erstmaligen technischen Herstellung

einer Erschließungsanlage mindestens 25 Jahre vergangen sind. Das um fünf

Jahre verzögerte Inkrafttreten der genannten Bestimmung soll es den Gemeinden

ermöglichen, unfertige Anlagen baulich fertigzustellen, erstmalig endgültig herge­

stellte Anlagen abzurechnen und ausstehende Erschließungsbeiträge zu erheben

(Landtags-Drucksache 17 /8225 vom 02.10.2015, S. 17). In den Erläuterungen

zum Vollzug des Gesetzes zur Änderung des KAG vom 08.03.2016 (IMS vom

12.07.2016, Az. IB4-1521-1-25) sind u.a. die erforderlichen gemeindlichen Maß­

nahmen im Hinblick auf das Inkrafttreten der Vorschrift des Art. 5a Abs. 7 Satz 2

KAG am 01.04.2021 aufgeführt (vgl. Teil I Ziff. 4 Buchst. d), S. 2·1 ff., des genann­

ten IMS). Danach ist insbesondere der vorhandene Anlagenbestand danach zu

überprüfen, ,,ob und ggf. wann ein Herausfallen von Anlagen aus dem Erschlie­

ßungsbeitragsrecht droht und welche Maßnahmen angezeigt sind". Hinsichtlich

der Art und Weise der Überprüfung und der weiteren Vorgehensweise verweisen

wir auf die Ausführungen dazu in Teil I Ziff. 4 Buchst. d) Doppelbuchstaben bb)

und cc) (S. 21 ff.) der genannten Erläuterungen.

TZ 4 

Zu Buchstaben a) und b): 

Die Stadt sollte im eigenen (finanziellen) Interesse - bei entsprechender Priorisierung -

zeitnah eine beitragsrechtliche Überprüfung des Straßennetzes vornehmen, eine end­

gültige Herstellung der beitragsfähigen Erschließungsanlagen anstreben und damit die 

Voraussetzungen für die Erhebung von (endgültigen) Erschließungsbeiträgen für diese 

Anlagen schaffen. Dadurch kann sichergestellt werden, dass die für die Herstellung 

von beitragsfähigen Erschließungsanlagen entstandenen Aufwendungen entsprechend 

den gesetzlichen Vorgaben auch tatsächlich refinanziert werden. 

Unzulässige Ablösung von Erschließungsbeiträgen 

Das Grundstück FINr. 2293 der Gemarkung Ansbach, Meinhardswindener Straße 4, 6, 

8 und 10 stand seit 1958 im Eigentum der Stadt. Das Grundstück war mit Mietshäusern 

der Stadt bebaut, die als Sehlichtwohnungen bis zum Abriss im Jahr 2009 vermietet 

waren. Um das Grundstück einer neuen baulichen Nutzung zuzuführen, änderte die 

Stadt mit Deckblatt Nr. 3 den Bebauungsplan Nr. 18 in einem Teilbereich der Mein­

hardswindener Straße. Entsprechend dessen Festsetzungen baute die Stadt eine von 

der Meinhardswindener Straße in östlicher Richtung abzweigende Stichstraße mit einer 

Länge von ca. 28,60 m. Die Stadt ließ das Grundstück FINr. 2293 neu parzellieren. 

Nach dem Fortführungsnachweis 4855 des Vermessungsamtes Ansbach vom 
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TZ 5 Der beitragsfähige Aufwand für die Herstellung der Faunstraße wäre zutreffend 

zu ermitteln. 

Für das Gewerbegebiet zwischen der Autobahn A 6 und der Bundesstraße 13 im Orts­

teil Claffheim gilt der rechtsverbindliche Bebauungsplan (mit integriertem Grünord­

nungsplan) CL 1 vom 18.02.2009. Das gesamte Plangebiet wird durch die „Faun­

straße", eine von der Staatstraße 2221 in nordwestlicher Richtung abzweigende Stich­

straße mit einer Länge von 230 m erschlossen. Das Gewerbegebiet wird im Trennsys­

tem entwässert. Das Niederschlagswasser der Grundstücke und der Faunstraße wird 

in Regenwasserkanäle aufgenommen, in zwei innerhalb des Geltungsbereichs des Be­

bauungsplans liegende Regenrückhalteflächen weiter- und von dort in den Vorfluter 

„Brodswindener Bach" eingeleitet. Mit dem Bau der Erschließungsanlage wurde im 

Jahr 2004 begonnen. Nach dem Beschluss des Stadtrats vom 05.12.2017 gilt die Er­

schließungsanlage „Faunstraße" in Abweichung von den Festsetzungen des Bebau­

ungsplans als endgültig hergestellt. 

Zum Zeitpunkt unserer Prüfung (Juni 2018) erstellte die Verwaltung die Unterlagen zur 

Abrechnung der Erschließungsbeiträge. Sie beabsichtigt dabei, 2, 13 % der Herstel­

lungskosten (2.394,54 € von 112.419,88 €) des größeren Regenrückhaltebeckens in 

den beitragsfähigen Erschließungsaufwand einzubeziehen. Die anteiligen beitragsfähi­

gen Kosten wurden dabei nach dem Flächenverhältnis von Grünflächen, gewerblichen 
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Die jeweils vereinbarten Entgelte erscheinen im Verhältnis zu den mit Photovoltaikanla­

gen i.d.R. erzielbaren Einnahmen gering. Die Stadt sollte bei künftigen Verträgen ver­

stärkt auf ein angemessenes und auch wertgesichertes Entgelt achten (vgl. §§ 2, 3 

PrkG). 

TZ 9 Vertraglich festgelegte Pachtzinserhöhungen wurden nicht vorgenommen. 

Die Stadt hat mit Vertrag (PV) vom 26.09.2003 (mit Nachträgen) ein städtisches Ge­

bäude an die K. eG (FAD: T200450) ab 01.04.2003 verpachtet. Dabei wurde ein wert­

gesicherter Pachtzins von monatlich 8.000 € (zzgl. USt) vereinbart (§ 4 Abs. 1 PV). 

Nach § 4 Abs. 5 PV ist der Pachtzins anzupassen, wenn sich eine Veränderung des 

Verbraucherpreisindex für Deutschland (VPI) um mindestens 10 % ergibt. Die Erhö­

hung oder Verminderung des Pachtpreises erfolgt dabei im gleichen Verhältnis wie die 

1 ndexveränderung. 

Bisher wurde noch keine Anpassung (Erhöhung) des Pachtpreises vorgenommen, ob­

wohl ab Juni 2008 und danach wieder ab Januar 2017 (nach Feststellung der Verwal­

tung) die vertragsgemäßen Voraussetzungen dafür vorlagen. 

Im Berichtszeitraum (2013 bis 2017) ergaben sich dadurch insgesamt Mindereinnah­

men von rd. 72 T€ inkl. USt. (Berechnung der Verwaltung). Noch während der Prüfung 

wurde eine Anpassung des Pachtpreises ab 01.05.2018 vorgenommen (vgl. Schreiben 

der Verwaltung vom 14.05.2018). Die Stadt hätte noch zu prüfen, ob Nachzahlungen 

vom Pächter angefordert werden können. Für nicht mehr einbringbare Mindereinnah­

men verweisen wir auch auf den letzten Abschnitt dieses Berichts. 

4.4 Personalangelegenheiten 

Die Stadt ist Mitglied beim Kommunalen Arbeitgeberverband Bayern e.V. (KAV) und 

damit verpflichtet, die vom KAV oder seiner Spitzenorganisation abgeschlossenen Ta­

rifverträge durchzuführen und diese weder zu unter- noch zu überschreiten (§ 5 Abs. 1 

Nr. 2 der Satzung der KAV). 

TZ 10 Überschreitungen der regelmäßigen Arbeitszeit auf Grundlage der Dienstverein­
barung über die gleitende Arbeitszeit vom 09.08.2012 

Die gleitende Arbeitszeit ist in der „Dienstvereinbarung über die gleitende Arbeitszeit -

DV-GZ (nachfolgend: DV) vom 09.08.2012 geregelt. Diese gilt grundsätzlich für alle 

Mitarbeiter der (inneren) Stadtverwaltung (vgl. Nr. 2.1 der DV). Die Rahmen- bzw. 

Gleitzeit ist von Montag bis Freitag von 7 .00 Uhr bis 18.00 Uhr festgesetzt (vgl. Nr. 7 .1 

der DV). Nach Nr. 7.4 der DV soll die tägliche Arbeitszeit grundsätzlich 10 Stunden
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Die zum Prüfungszeitpunkt angetroffene Berechtigungsvergabe bzw. Aufgabenzuord­
nung verstößt gegen den Grundsatz der Funktionstrennung (§ 37 Abs. 1 Nr. 10 
KommHV-Kameralistik). Mit der Funktionstrennung wird sowohl eine Trennung zwi­
schen IT-Administration einerseits und der Sachbearbeitung bzw. den Kassenaufgaben 
andererseits als auch eine Trennung zwischen Sachbearbeitung und Kassenaufgaben 
gefordert (vgl. Schreml/Bauer/Westner, Kommunales Haushalts- und Wirtschaftsrecht 
in Bayern, Erl. 2 zu 37 KommHV-Kameralistik i.V. mit Erl. 14 zu § 37 KommHV-Kame­
ralistik). 

4.1 O Unternehmerische Betätigung der Stadt 

4.10.1 Vorbemerkung 

Die Prüfung beschränkte sich auf die Betätigung der Stadt Ansbach im Rahmen des 
kommunalen Unternehmensrechts (Art. 86 ff. GO). In diesem Zusammenhang wurde 
untersucht, ob und inwieweit die Stadt ihren Verpflichtungen aus den Gesellschafts­
bzw. Rechtsverhältnissen in privaten Rechtsformen sowie im Kommunalunternehmen 
ANregiomed gKU A.d.ö.R. und „Abwasserentsorgung Ansbach, Anstalt des öffentli­
chen Rechts" nachgekommen ist. Insbesondere wurde das Tätigwerden der Stadt im 
Hinblick auf Ordnungsmäßigkeit sowie Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit geprüft. In 
diesem Zusammenhang umfasst die Ordnungsmäßigkeitsprüfung die Einhaltung sämt­
licher Rechtsvorschriften, deren Umsetzung letztlich der Kontrollbefugnis der Gesell­
schaftsgremien (Gesellschafterversammlung, Aufsichts-Nerwaltungsrat) obliegt. Die 
Anwendbarkeit des Grundsatzes der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit ergibt sich hin­
sichtlich der Steuerung und Überwachung der Beteiligungen für die Stadt aus Art. 95 
Abs. 1 GO. 

Prüfungsschwerpunkt war die Betätigung der Stadt Ansbach beim gemeinsamen 
Kom­munalunternehmen „ANregiomed, gemeinsames Kommunalunternehmen, 
Anstalt des öffentlichen Rechts des Landkreises Ansbach und der Stadt 
Ansbach"Ad.ö.R. (gKU ANregiomed). 

Eine Übersicht über die Beteiligungen der Stadt Ansbach haben wir dem Bericht als 
Anlage 5 Blatt 6 beigefügt. 
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Vom Abschlussprüfer wurden zusätzlich für sonstige Leistungen und Steuerberatungs­
leistungen erhebliche Honorare abgerechnet. 

Im Hinblick auf die erhöhten Kosten des Abschlussprüfers empfehlen wir dem Verwal­
tungsrat, sich vom Vorstand über die seit dem Jahr 2013 angefallenen, vom Ab­
schlussprüfer abgerechneten Honorare berichten zu lassen und die Ursachen zu klä­
ren. Künftig wären die Leistungen des Abschlussprüfers und die entstehenden Kosten 
enger zu überwachen und die Ursachen für die Kostensteigerungen zu beseitigen. 

TZ 40 Vertretung des gKU und Geschäftsführung der Tochter-/Beteiligungsgesellschaft 

durch Vorstand in Personalunion erfordert Anpassung der Unternehmensver­

träge. 

Die Geschäftsführung in der Tochtergesellschaft MVZ ANregiomed GmbH wird in Per­
sonalunion vom Vorstand des gKU wahrgenommen. Aufgrund dieser Konstellation hal­
ten wir eine Anpassung des Unternehmensvertrags dahingehend für erforderlich, als 
der Verwaltungsrat des gKU beschlussmäßig vorab mit den Entscheidungen in den 
Gesellschafterversammlungen der Tochtergesellschaft befasst werden sollte. Insbe­
sondere aufgrund der vorgenommenen Übertragung von Befugnissen, z.B. im Hinblick 
auf die Bestellung von Geschäftsführern, deren Vertragsgestaltung und Abberufung, 
entstünde in der momentanen Konstellation insofern ein Konflikt, als der Vorstand des 
gKU das Kommunalunternehmen in der Gesellschafterversammlung für die Tochterge­
sellschaften vertritt. Wir empfehlen daher, § 8 Abs. 3 der Unternehmenssatzung des 
gKU dahingehend zu ergänzen, dass sämtliche Entscheidungen in den Gesellschafter­
versammlungen von Tochtergesellschaften des Kommunalunternehmens der vorheri­
gen Behandlung und Beschlussfassung im Verwaltungsrat des gKU unterliegen. 

4.11 Verschiedenes 

TZ 41 Veranschlagung von Soll-Fehlbeträgen 

2013, 2014 und 2017 entstanden im Vermögenshaushalt Soll-Fehlbeträge (vgl. dazu 
auch die Rechenschaftsberichte dieser Jahre an den Stadtrat). Dazu wurden aber be­
reits in den jeweiligen Rechnungsjahren Kasseneinnahmereste in Höhe der Fehlbe­
träge gebildet (HHSt. 9200.3920), was dazu führte, dass bei der Feststellung der Jah­
resergebnisse 2013, 2014 und 2017 der Haushalt ausgeglichen war. 

Wir weisen darauf hin, dass diese Verfahrensweise im Widerspruch zur KommHV-Ka­
meralistik steht. Ein Fehlbetrag ist in der Haushaltsrechnung durch Gegenüberstellung 
der Solleinnahmen und der Sollausgaben festzustellen (§ 79 Abs. 3 Satz 1 KommHV­
Kameralistik) und offen auszuweisen. Zur rechnungstechnischen Abwicklung ist der 
Fehlbetrag als Kasseneinnahmerest bei HHSt. 9200.3920 in das folgende Haushalts-
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